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Das Jahr 1994 hat das Bild Afrikas in besonderer Wei- 
se geprägt: mit dem Völkermord in Ruanda einerseits 
und dem Ende der Apartheid andererseits. Beide Ereig-
nisse liegen jetzt 25 Jahre zurück, beide sind mit star-
ken Emotionen verbunden und haben übertrieben po-
sitive wie übertrieben negative Vorstellungen über den 
Kontinent genährt. Das vorliegende Afrika-Bulletin ist 
dem Südafrika von heute gewidmet. Es überlässt das 
Wort Südafrikanerinnen und Südafrikanern, die aus ei-
ner aktivistischen beziehungsweise reflektierenden Per- 
spektive auf ihr Land und seine Probleme blicken.

Das Heft ist in Zusammenarbeit mit der KEESA ent-
standen, die Anfang Dezember mehrere dezentrale Ver- 
anstaltungen zu Südafrika organisiert (für aktuelle In-
formationen siehe www.apartheid-reparations.ch).

 Die profitorientierte schweizerische Verflechtung 
mit dem seinerzeitigen Apartheidregime hat die KEESA 
seit ihrer Gründung 1998 beschäftigt. Ihrer Forderung 
nach Aufarbeitung der Beziehungen Schweiz-Südafrika 
war jedoch nur teilweise Erfolg beschieden. Dass die 
hiesige junge Generation nur über rudimentäres Wissen 
zu dieser Zeit und der damaligen Aussenwirtschafts-
politik der Schweiz verfügt, dokumentiert die Umfrage 
von Anna-Sophie Hobi zu diesem Thema. Mit dem 1968 
gegründeten Goldpool gelang es den schweizerischen 
Grossbanken das südafrikanische Gold in die Schweiz 
zu holen. Der Artikel von Charles Abrahams spricht 
von jenen, die das Gold zum Preis ihrer Gesundheit aus 
dem Boden holten. Dank einer Sammelklage, die mit ei-
nem Vergleich endete, haben 2019 die von Silikose und 
anderen Lungenkrankheiten betroffenen Bergarbeiter 
endlich Aussicht auf Entschädigung. Die Landfrage ist 
und bleibt ein Schlüsselthema für Südafrika. Der Bei-
trag von S’bu Zikode von der sozialen Bewegung Abah-
lali baseMjondolo befasst sich für einmal mit dem Recht 
auf städtisches Land, dem Kampf für das Wohnrecht in 
der Stadt. Es ist wenig bekannt, dass hier ein eigentli-
cher Krieg zwischen Obdachlosen und Behörden im 
Gang ist. Die Sicht der jungen Generation vertritt Bus-
isiwe Nxumalo, eine studentische Aktivistin aus Kap-
stadt. Obwohl der Regierungspartei nahestehend, 
schreibt sie voller Wut und Enttäuschung über nicht 
erfüllte Erwartungen im Bildungswesen. Die südafrika-
nische Öffentlichkeit verfolgt gebannt die Enthüllungen 
um die sogenannte State Capture, die Vereinnahmung 
des Staates durch eine Clique von Politikern um den 
ehemaligen Präsidenten Zuma und eine Reihe von Ge-
schäftsleuten. Mark Swilling zeigt die zugrundeliegen-
den Mechanismen auf und verweist auf die grosse Be-
deutung der laufenden Untersuchung für die südafri- 
kanische Demokratie.� • 

Ich wünsche eine anregende Lektüre.
Barbara Müller

Barbara Müller ist langjähriges 
Mitglied des afrika-komitees 

und der KEESA. Die Ethnologin 
ist Doktorandin am Zentrum  

für Afrikastudien Basel.  
Kontakt: b.mueller@unibas.ch.



Anna-Sophie Hobi wollte wissen, was junge Men- 

schen in ihrem Umfeld zum Thema 25 Jahre de-

mokratisches Südafrika und zur Rolle der Schweiz 

während der Apartheid zu sagen haben. Das Fa-

zit ist – nicht ganz überraschend – ziemlich er-

nüchternd. Immerhin sind die Befragten der Mei-

nung, dass sie eigentlich mehr wissen sollten.

1994 endete in Südafrika das gewaltsame Apartheid- 
regime. Der Umbruch bewegte nicht nur junge Men-
schen in Südafrika, sondern auch in der Schweiz. In den 
Jahren davor waren hierzulande viele Junge (und Älte-
re) auf die Strasse gegangen. Sie machten auf die Ge-
walt und Menschenrechtsverletzungen aufmerksam 
und verlangten (vergeblich), dass sich die Schweiz den 
internationalen Sanktionen gegen den Apartheidstaat 
anschliesse.

Die Jugend von heute ist nicht weniger politisch be- 
wegt, doch hat sie weder die Zeit der Apartheid erlebt 
noch bleibende Erinnerungen an den Umbruch. Wie 
blickt diese Jugend auf Südafrika und seine Vergangen-
heit? Zu diesen Fragen äusserten sich der Historiker 
Marc (33), die Maturandin Eva (18), der Gymnasiast Lu-
kas (17) und die Konstrukteurin Gurbetelli (21, Junge 
Alternative Zug).

Südafrika heute
Das Land, bekannt für Safari, Surfen, Strände und 

Wein, ist ein Reiseziel, gleichzeitig ein Land mit gros-
sen sozialen Problemen, Korruption und hoher Krimi-
nalität. Nur werde darüber in den Schweizer Medien zu 
wenig berichtet, sind sich die vier einig. Durch den Tou- 
rismus, so scheint es, wirkt Südafrika wie eine «siche-
re» und «reiche» Oase auf dem Kontinent, doch der 
Schein trügt. Südafrika hat zwei Gesichter: «Es ist ein 
beliebtes Reiseziel und gleichzeitig erzählen junge Men- 
schen, die in Südafrika Hilfsprojekte unterstützten, von 
schwierigen Verhältnissen und Kriminalität», weiss Gur- 
betelli. Dieser Ambivalenz seien sich viele bewusst, 
und von der Korruptionsproblematik sowie der sozia-
len Ungleichheit zwischen Schwarzen und Weissen habe 
man gehört, bestätigen Marc und Eva.

Wirklich informiert über die politische und soziale 
Lage Südafrikas seien hingegen die wenigsten, meint 
Lukas: «Leider wird meiner Ansicht nach nicht mehr so 
viel über die heutige Situation der Schwarzen in Süd-
afrika berichtet – man muss also selber recherchieren. 
Doch gerade, weil es mittlerweile ein beliebtes Ferien-
ziel ist, finde ich wichtig, dass man sich ein wenig der 
Vorgeschichte und der aktuellen Situation des Landes 
bewusst ist». 

Südafrikas Vergangenheit
Aus dieser Vergangenheit sticht Nelson Mandela als 

herausragende Persönlichkeit hervor. Jugendliche sind 
mit der Figur Mandelas und dessen Rolle vertraut, an-
ders als mit dem Begriff der Apartheid, führt Eva aus: 
«In Verbindung mit Mandela ist die Apartheid vielen 
Leuten bekannt. Wenn ich jedoch mit meinen Freundin-

nen und Freunden spreche, fällt mir auf, dass sich das 
Wissen meiner Generation über diese bedeutende Perio- 
de offenbar sehr in Grenzen hält. Sie alle kennen Man-
dela, zumindest haben sie bereits einmal von ihm ge-
hört. Mit dem Begriff Apartheid jedoch können viele 
nichts anfangen. Auch in unserem Geschichtsunterricht 
war dies nie ein Thema.»

Ähnlich geht es Lukas: «Als 2013 Nelson Mandela 
starb, war ich in der fünften Klasse und kannte zwar sei- 
nen Namen, wusste aber trotzdem nicht wirklich, wer 
er war. Erst nach seinem Tod habe ich dann erfahren, 
weshalb er als Präsident Südafrikas so speziell war. Ich 
wusste, dass dort eine strikte ‹Rassentrennung› 
herrschte und die Schwarzen praktisch nichts zu sagen 
und mit Unterdrückung zu kämpfen hatten.»

Und die Rolle der Schweiz? 
Die Schweiz pflegte intensive wirtschaftliche Bezie- 

hungen zu Südafrika während der Apartheid. Der Roh-
stoffhändler Marc Rich beispielsweise erhandelte sich 
durch das Apartheidregime Gewinne in der Höhe von 
zwei Milliarden. Davon wusste Gurbetelli als junge Poli-
tikerin in Zug: 

«Bei uns Jungen Alternativen in Zug war Südafrika 
in der Vergangenheit ein Thema, besonders als es um 
Marc Rich (respektive Glencore) und Rohstoffe ging. 
Das war vor meiner Zeit. Ich habe zwar davon gehört, 
doch heute scheint Südamerika mehr ins Zentrum ge-
rückt zu sein. Glencore und andere Zuger Firmen müs-
sen Menschenrechte einhalten und dürfen nicht in hin-
terlistige und korrupte Machenschaften verwickelt sein, 
wie das mit Südafrika früher der Fall war.» 

Weshalb Schweizer Unternehmen und Geschäftsban- 
ken eine so grosse Rolle spielten, wie die Schweiz durch 
ihre wirtschaftlichen Beziehungen das Apartheidregime 
unterstützte und sogar verlängerte, ist den wenigsten 
bekannt. Marc kam während seines Geschichtsstudi-
ums immerhin mit dem nationalen Forschungsprojekt 
«Beziehungen Schweiz – Südafrika» (NFP 42+) in Berüh-
rung. «Vor dem Hintergrund des Embargos gegen den 
Apartheid-Staat zeigte sich dessen systematische Um-
gehung durch Schweizer Firmen, wobei die offizielle 
Schweiz stets die Neutralität als oberste Maxime be-
schwor. Das Verhalten der Privatunternehmen wurde 
nicht bekämpft, sondern wissentlich gebilligt. Die Apart- 
heid als zwei-Klassen-System, mit systematischer Aus-
grenzung der schwarzen Bevölkerung hat aus meiner 
Sicht mit der Schweiz zu tun, da sich die Schweiz und 
viele andere Demokratien, mit diesem Staat und des-
sen System bestens arrangierten.»

Fazit: Das Bild Südafrikas ist ambivalent – ein be-
liebtes Reiseziel einerseits, von sozialen Problemen ge- 
prägt andererseits. Es gibt kaum eine Auseinanderset-
zung mit der Apartheid-Vergangenheit und ihren Aus-
wirkungen, da diese weder in den Medien noch in der 
Schule präsent sind. 25 Jahre nach dem Ende der Apart-
heid wird es Zeit, dass diese Vergangenheit Südafrikas 
und der Schweiz ins Bewusstsein gerückt wird. So 
kommt Eva zum Schluss: «Um aus der Geschichte zu 
lernen, muss man sie zuerst einmal kennen und sich 
intensiv damit auseinandersetzen.»� •

25 Jahre nach der Apartheid
Junge Schweizerinnen und Schweizer kommentieren
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Anna-Sophie Hobi ist 
Ethnologin und Mitglied  
der KEESA. Kontakt: 
annasophiehobi@gmail.com.
(Bild: Tendai Matare 2018).



Prozess gegen das Erbe der Apartheid im Go ldbergbau
Aussergerichtlicher Vergleich zugunsten der Bergarbeiter

Am Freitag, den 26. Juli 2019 genehmigte das Johan- 
nesburger Obergericht einen Vergleich über fünf Milli-
arden Rand (357 Mio. USD) in einer Sammelklage von 
an Silikose und Tuberkulose erkrankten Bergarbeitern 
gegen die sechs grössten südafrikanischen Goldminen- 
unternehmen – African Rainbow Minerals, Anglo Ame-
rican SA, AngloGold Ashanti, Gold Fields, Harmony und 
Sibanye Stillwater. Die vor einem Jahr erzielte Einigung 
zwischen den Anwälten der Bergarbeiter und jenen der 
Bergbauunternehmen beendete einen fast fünfzehn-
jährigen Rechtsstreit.

Der Goldbergbau in Südafrika
Seit seiner Entdeckung um das Jahr 1886 im Witwa-

tersrand hat Gold Südafrikas damaliges, von der Land-
wirtschaft geprägtes Hinterland zu einer mächtigen 
industriellen Wirtschaftsregion umgestaltet. Zentral für 
diese Transformation war ein allgegenwärtiges Wander- 
arbeitssystem, das für den ununterbrochenen Nach-
schub an billigen schwarzen Arbeitskräften für die Gold- 
minen sorgte. Auf dem Höhepunkt der Goldindustrie in 
den 1970er Jahren waren mehr als eine halbe Million 
Bergarbeiter in den südafrikanischen Goldminen be-
schäftigt; fast alles junge schwarze Männer, die in den 
ländlichen Gebieten Südafrikas oder in den Nachbar-
ländern Mozambique, Lesotho, Swaziland, Zimbabwe, 
Botswana, Malawi oder Zambia rekrutiert wurden.

Komplexe medizinische und juristische Fragen
Silikatstaub (Siliziumdioxid), der beim Bohren nach 

Gold entsteht, ist ein charakteristisches Merkmal des 
Goldbergbaus. Das Gleiche gilt für Lungenkrankheiten 
wie Staublunge, Tuberkulose und chronisch obstrukti-
ve Atemwegserkrankung, die weit verbreitet sind. Es 
wird geschätzt, dass es mindestens 480 000 Fälle von 
entschädigungspflichtiger Silikose und 226 000 Fälle von 
Tuberkulose bei ehemaligen Bergarbeitern gibt, die auf 
die Arbeit in südafrikanischen Bergwerken zurückge-
führt werden können.

Der Prozess warf komplexe und schwierige Fragen 
auf: bezüglich der Massnahmen und Praktiken zur 
Staubkontrolle in südafrikanischen Goldbergwerken, 
der wissenschaftlichen Beziehung zwischen Silikat-
staub und berufsbedingten Lungenkrankheiten sowie 
die Frage, ob die südafrikanischen Gesetze Klagen von 
Bergarbeitern gegen Goldbergwerke zulassen. Zu die-
ser Zeit wurde allgemein angenommen, dass Minenar-
beiter ihre Arbeitgeber unter südafrikanischem Gesetz 
nicht verklagen können. Es wurde argumentiert, dass 
das Gesetz über Berufskrankheiten in Minen und Be-
trieben aus dem Jahr 1973 (Occupational Diseases in 
Mines & Works Act, ODMWA) ein «Trade-off» vorsah – es 
verwehrte den Minenarbeitern das Recht auf Klagen im 

Abgleich für ein gesetzlich verankertes Kompensations- 
system. Die letztere Frage löste das Verfassungsgericht 
2011 mit dem Fall Mankayi gegen AngloGold Ashanti 
Ltd., indem es befand, dass es kein Hindernis für Man-
kayis Schadenersatzklage gebe.

Dieses Urteil machte den Weg frei für Schadenersatz- 
klagen von Zehntausenden weiterer Bergarbeiter gegen 
die Goldminenunternehmen. Weil die Minenarbeiter 
meistens arm sind und weit verstreut in Südafrika und 
den Nachbarländern wohnen, konnten es sich nur sehr 
wenige leisten, gegen die mächtigen und finanziell po- 
tenten Unternehmen zu klagen. Für die Minenarbeiter 
ging es deshalb darum, innovative Wege zu finden, um 
ihre Ansprüche vor Gericht auf kostengünstige Weise 
zu verfolgen. Aus diesem Grund drängte sich die Idee 
einer Sammelklage auf.

Ausweg Sammelklage
Eine Sammelklage ist ein verfahrensrechtlicher 

Kunstgriff, der es einem Kläger oder einer kleinen Grup- 
pe von Klägern erlaubt, im Namen einer grösseren Grup- 
pe von Klägern – den durch die Sammelklage Vertrete-
nen – rechtliche Schritte gegen einen oder mehrere Be- 
klagte einzuleiten. Dabei müssen die angesprochenen 
Sachverhalte für alle Sammelkläger inhaltlich ähnlich sein.

Üblicherweise anerkannte das südafrikanische Ge-
wohnheitsrecht Vertretungsklagen, also Sammelklagen, 
nicht. Die neue Verfassung von 1994 hat jedoch in Süd-
afrika eine breite und grosszügige Haltung bezüglich 
Klageberechtigungen eingeführt. Sektion 38 (c) der Ver- 
fassung erlaubt jedermann und jederfrau als Mitglied 
oder im Interesse einer Gruppe oder einer Klasse von 
Personen rechtliche Schritte für Abhilfe einzuleiten, vor- 
ausgesetzt, dass dies auf der Grundlage einer Verlet-
zung der Grundrechte geschieht.

In der Folge des Mankayi-Urteils wurden 2012 beim 
Obergericht von Johannesburg zwei getrennte Sammel- 
verfahren gegen südafrikanische Goldminenunterneh-
men eingeleitet. Diese Verfahren wurden später in ein 
Verfahren zusammengelegt. 

Das Zulassungsurteil
Im Mai 2016 urteilte das Oberste Gericht zugunsten 

der Sammelklagen und liess zwei Klassen von Klagen 
zu: eine für die Silikose-Betroffenen und die Angehöri-
gen von an Silikose verstorbenen Minenarbeitern sowie 
eine zweite für die Tuberkulose-Betroffenen und die An- 
gehörigen von an Tuberkulose verstorbenen Minenar-
beitern. Der erfasste Zeitraum reicht vom 1. März 1965 
bis heute, und wird Sammelperiode genannt. Nach lang- 
wierigen Verhandlungen erreichten die Minenunterneh- 
men und die Anwälte der beiden zugelassenen Klage-
klassen schliesslich einen Vergleich.
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Der südafrikanische Anwalt Charles Abrahams hat die Entschädigungsforderungen von an Silikose und 

Tuberkulose erkrankten Bergarbeitern im Goldbergbau während mehreren Jahren hartnäckig vorange-

trieben und zu einem erfolgreichen Abschluss geführt. Ein aussergerichtlich getroffener Vergleich 

spricht den Bergarbeitern jetzt Entschädigungen zu. Abrahams beschreibt den Prozess, der zu diesem 

einmaligen Ausgang führte. Dank dem getroffenen Vergleich haben die betroffenen Bergarbeiter jetzt die 

Aussicht, nach langer Zeit entschädigt zu werden.



Prozess gegen das Erbe der Apartheid im Go ldbergbau
Aussergerichtlicher Vergleich zugunsten der Bergarbeiter

Die wichtigsten Bestimmungen  
des Vergleichsabkommens

•	 Errichtung einer Stiftung: Die Parteien stimmten der 
Errichtung einer Stiftung namens Tshiamiso Trust zu. 
In Setswana bedeutet dieses Wort «etwas gutma-
chen» oder «korrigieren». Die Stiftung wird aktiv, 
sobald das Gericht seine Zustimmung gegeben hat 
und gewisse Bedingungen erfüllt sind. Obwohl das 
Gericht zwei breit angelegte Klassen von Geschä-
digten angeordnet hat, beschlossen die Parteien, 
zehn differenzierte Kategorien von Berechtigten ein- 
zurichten.

•	 Die Silikose-Klassen: Sie umfassen Bergarbeiter in 
verschiedenen Stadien der Silikose (Lungenfunkti-
onsstörungen von unter 10 bis zu über 40 Prozent), 
die zwischen ZAR 70 000 und 250 000 (CHF 5000 
bis 18 000) erhalten. Eine kleine Zahl von Klagenden, 
die unter ausserordentlich schweren Krankheitszu- 
ständen leiden, schlimmeren als die meisten ande-
ren, erhalten eine besondere Zuwendung von bis 
zu ZAR 500 000 (CHF 35 000). Angehörige von ver-
storbenen Silikose-Klägern erhalten zwischen ZAR 
70 000 und 100 000 (CHF 5000 bis 7000).

•	 Die Tuberkulose-Klassen: Bergarbeiter mit Tuberku- 
lose ersten und zweiten Grades (Lungenfunktions-
störungen von 10 bis über 40 Prozent) erhalten von 
ZAR 50 000 bis 100 000 (CHF 3500 bis 7000). An-
ders als bei der Silikose, wo der Zusammenhang 
zwischen Silikatstaub und Silikose gut belegt ist, 
gibt es keine eindeutige kausale Verbindung zwi-
schen Silikatstaub und Tuberkulose, die über die 
Luft übertragen wird und mit der man sich überall 
anstecken kann. Aus diesem Grund erhalten nur 
jene Bergarbeiter eine Entschädigung, die während 
ihrer Anstellung oder ein Jahr danach an Tuberkulo-
se erkrankt sind. Entsprechend haben die Angehö-
rigen von Bergarbeitern, die an Tuberkulose starben, 
nur dann Anspruch auf eine Entschädigung von ZAR 
100 000 (CHF 7000), wenn der Bergarbeiter während 
der Anstellung oder ein Jahr danach verstarb.

•	 Rahmenbestimmungen für die Stiftung: Die Stiftung 
wird für eine Zeitdauer von zwölf Jahren eingerich-
tet. Der Stiftungsrat besteht aus sieben Personen; 
drei davon werden von den Bergbauunternehmen 
bestimmt, zwei von den Anwälten der Klagenden, 
eine durch die Regierung, ein weiteres Mitglied ist 
unabhängig. Die Stiftung wird durch ein beraten-
des Gremium unterstützt, das aus Vertreterinnen 
und Vertretern wichtiger Interessensgruppen wie 
Gewerkschaften, Nichtregierungsorganisationen, 
Organisationen von ehemaligen Minenarbeitern 
usw. besteht.

•	 Zusätzlich zu den fünf Milliarden Rand (357 Mio. 
USD), die für die Auszahlungen an die Anspruchs-
berechtigten bestimmt sind, erhält die Stiftung wei- 
tere 845 Millionen Rand (60 Mio. USD) zur Deckung 
ihrer administrativen und Betriebskosten.

Die nächsten Schritte
Bevor die Stiftung ihre Tätigkeit aufnehmen kann, 

muss eine letzte, jedoch wichtige Bedingung erfüllt sein. 
Berechtigte Bergarbeiter, die nicht an den Vergleich ge-
bunden sein wollen, können eine entsprechende Erklä- 

rung abgeben. Wer der Meinung ist, auf diesem Weg 
eine höhere Kompensation erzielen zu können, kann al- 
so einen eigenen Rechtsstreit gegen die Minenunterneh- 
men führen. Der Vergleich tritt erst in Kraft, wenn nicht 
mehr als 2000 berechtigte Bergarbeiter dies tun. Die 
Anwälte der Bergarbeiter und der Bergbauunternehmen 
sind zuversichtlich, dass die Stiftung Wirklichkeit wird.

Rolle der Anwälte
Es lohnt sich, etwas zu den Anwaltsbüros hinzuzu-

fügen, welche die Interessen der Minenarbeiter vertra-
ten. Für diesen Rechtsstreit legten die Firma des Autors, 
Abrahams Kiewitz Inc. (AK), und Richard Spoor Inc. (RS), 
zwei spezialisierte südafrikanische Kanzleien, sowie das 
Legal Resources Centre (LRC), Südafrikas grösste ge-
meinnützige Rechtshilfeorganisation, ihre jeweilige 
Kompetenz in verschiedenen juristischen Gebieten zu-
sammen. AK hat Erfahrung in Sammelklagen, RS im Be- 
reich von berufsbedingten Lungenkrankheiten und das 
LRC in Prozessen im öffentlichen Interesse. 

Angesichts des Umfangs und der Komplexität des 
Rechtsstreits und der involvierten Kosten erhielten AK 
und RS Unterstützung von den amerikanischen Anwalts- 
firmen Hausfeld und Motley Rice, während das LRC von 
der südafrikanischen staatlichen Rechtshilfestelle un-
terstützt wurde.

Erfolg mit Einschränkungen
Der Vergleich ist ein Erfolg. Trotzdem ist es so, dass 

ein Prozess allein die Probleme der schändlichen Ver-
gangenheit des südafrikanischen Goldabbaus nicht lö- 
sen kann. Es braucht den Willen von Politik und Berg-
bauindustrie, um die vielen noch anstehenden Proble-
me zu lösen. Da der Bergbau von Natur aus zerstörerisch 
ist, muss die Industrie darüber hinaus noch viel unter-
nehmen, um die Gesundheit und Sicherheit der Berg-
leute zu gewährleisten. Der Staat seinerseits hat die 
Pflicht dafür zu sorgen, dass entsprechende Gesetze 
vorhanden sind.

Der Erfolg der Tshiamiso-Stiftung muss aber letzt-
lich daran gemessen werden, wie gut es gelingt, die Ent- 
schädigungsberechtigten aufzuspüren, die verstreut in 
Südafrika und den Nachbarländern leben, ihre Krank-
heiten zu diagnostizieren und letztlich die Entschädi-
gungen auszuzahlen.� •

Charles Abrahams ist  
ein bekannter Sammel- 
klagen- und Menschen- 
rechtsanwalt in Südafrika.  
Er war massgeblich an 
bahnbrechenden Rechts- 
fällen beteiligt. Seinen 
Bachelor erwarb er an der 
University of the Western 
Cape und seinen Master in 
Internationalem Recht an  
der Universität Leiden. 
Kontakt: charles@ak.law.za. 
Sein Beitrag wurde von 
Barbara Müller übersetzt.

Der Anwalt Charles 
Abrahams anlässlich 
unserer Bergbautagung  
im November 2014  
(Bild: Urs Sekinger).



Abahlali baseMjondolo
Der Kampf für Land, Wohnraum und Würde

Die soziale Bewegung Abahlali baseMjondolo or-

ganisiert die Bewohner und Bewohnerinnen von 

behelfsmässigen, oft ohne Bewilligung erbauten 

Barackensiedlungen. Sie setzt sich radikal für das 

Recht auf Wohnen und die Würde ihrer Mitglieder 

ein und ist deswegen heftiger, oft ungesetzlicher 

staatlicher Repression ausgesetzt, wie S’bu Ziko-

de in seinem Beitrag ausführt.

Das Apartheidsystem war darauf aus, die afrikani-
sche Bevölkerung von den Städten fernzuhalten, aus-
ser wenn sie dort arbeiteten und sich damit zufrieden-
gaben, ausserhalb der Städte in segregierten und streng 
überwachten Gebieten zu leben. Nach der Apartheid 
konnten die Vermögenden leben, wo sie wollten, aber 
die Häuser für die verarmten schwarzen Menschen wur- 
den erneut weit ausserhalb der Städte errichtet. Diese 
Häuser waren noch kleiner und schlechter gebaut als 
diejenigen, die während der Apartheid für Schwarze 
hingestellt wurden.

Millionen von Menschen haben kein Haus von der 
Regierung erhalten oder konnten dort nicht überleben, 
weil sich die Häuser so weit entfernt von den Städten be- 
finden. Sie haben deshalb behelfsmässige Unterkünf- 
te in Stadtnähe gebaut, um dort für ihren Lebensunter-
halt sorgen zu können.

Diese Situation ist unser Ausgangspunkt: einer Mehr- 
heit der schwarzen Bevölkerung wurde das Wohnrecht 
in den Städten verweigert. Es geht nicht an, über Fragen 
von Land und Wohnen zu diskutieren ohne sie als eine 
Frage von Gerechtigkeit zu sehen. Und wenn wir Gerech- 
tigkeit ernst nehmen wollen, müssen wir auch darüber 
sprechen, dass Frauen das gleiche Recht auf Land und 
Häuser zusteht wie Männern, und dass Armen das glei-
che Recht auf Stadt – bezüglich Boden und Hausbau – 
zusteht wie allen anderen. Es handelt sich um eine 
Frage der Würde, bei der es letztlich um revolutionäre 
Demokratie geht.
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Recht auf Wohnen
Um die Städte wird hart gekämpft. Arme besetzen 

nicht benutztes Land und Gebäude. Gleichzeitig ver-
treiben Staat und Kapital gewaltsam und oft auf illega-
le Weise die Menschen von besetztem Land und aus be- 
setzten Gebäuden. Dies hat sich zu einem eigentlichen 
Krieg entwickelt. Immer wieder werden bei diesen Räu-
mungen Menschen verletzt und getötet. 

Die Statistiken sagen uns, dass es beim Häuserbau 
einen Rückstau von 2,1 Millionen Einheiten gibt. Die 
Krise in den Städten ist akut. Sie kann nicht gelöst wer-
den, wenn kein Land für den Wohnungsbau zur Verfü-
gung gestellt wird. Die Frage der Landreform kann des- 
halb nicht nur in Bezug auf landwirtschaftlich genutz-
tes Land verstanden werden. Das Problem besteht da-
rin, dass der Zugang zu Land auf Profit basiert. Dies 
bedeutet, dass die Reichen immer das beste Land er-
halten, während die Armen an den Rand gedrängt wer- 
den. Die städtische Wohnungskrise kann nicht gelöst 
werden, solange der Zugang zu Land einer kapitalisti-
schen Logik folgt. Der soziale Wert von Land muss über 
seinen kommerziellen Wert gestellt werden.

Nicht eingelöste Versprechen
Am 25. und 26. Juni 1955 verabschiedete der Volks-

kongress in Kliptown, Johannesburg die Freiheitschar-
ta des ANC. Die Charta erklärt, dass «Südafrika allen 
gehört, die dort wohnen, . . . dass die Autorität der Re-
gierung auf dem Willen des Volkes beruht», und dass 
«alle Menschen das Recht haben, dort zu wohnen wo 
sie wollen, anständig untergebracht zu sein und ihre 
Familien in Geborgenheit und Sicherheit aufzuziehen.»

In den 1980er Jahren gab es Massenkämpfe um die 
Städte. Die Menschen besetzten Land und bauten Ge-
meinschaften auf. Als der ANC 1990 wieder zugelassen 
wurde, nahmen sie diesen Kampf von unten auf und ver- 
breiteten den Slogan «Besetzt die Städte !» mit Plakaten 
und Fahnen. In seiner Wahlkampagne von 1994 beton-
te der ANC, dass er bei einer Machtübernahme die Rech- 
te und die Würde der schwarzen Mehrheit wiederher-
stellen würde. Das Versprechen auf Wohnraum fand bei 
Millionen von Schwarzen einen positiven Widerhall.

Wie oben erwähnt, wurden die meisten Häuser je-
doch in einer Neo-Apartheid-Manier gebaut, weit ent-
fernt von den Stadtzentren und von den Leuten als 
«Müllhalden» bezeichnet. Viele dieser Häuser wurden 
aufgrund der Parteizugehörigkeit zugeteilt. Wer kein 
loyales Mitglied des ANC war, erhielt kein Haus. Es 
herrschte Korruption: Wer kein Bestechungsgeld zah-
len konnte, erhielt ebenfalls kein Haus. Es gab auch 
ethnische und rassische Voreingenommenheit. In Dur-
ban wurde Leuten aus dem Ostkap der Zugang zu 
Wohnraum verwehrt.

Es geht um den Zugang zu Land
Grundeigentum kommt vor Wohnraum, wer Land 

hat, kann bauen, sein Haus mit der Zeit vergrössern 
und verbessern. Die Regierung hat die Frage der städ-
tischen Entwicklung als eine Frage des Wohnraums dar- 
gestellt. Für uns handelt es sich jedoch im Grundsatz 
um eine Landfrage. Der Zugang zu Land unterliegt  
dem Prinzip des Profits und nicht dem sozialen Bedarf.

S’bu Zikode spricht im 
Rahmen des Poverty  

Scholars Program Strategic 
Dialogue (Bild: Michael 

Premo, November 2010).



Unser Kampf geht vom Prinzip aus, dass Land weder 
ge- noch verkauft werden darf. Das Rechtssystem, das 
Land zu einer Ware machte, kam mit dem Kolonialis-
mus. Es sind jetzt 25 Jahre seit der Apartheid, aber de-
ren Rechtssystem ist immer noch in Kraft. Die städti-
sche Entwicklung ist eine Frage des Landes, die an der 
Basis und demokratisch vom Volk entschieden wer- 
den muss. Sie ist eine Frage des Aufbaus einer revolu-
tionären Demokratie von unten. 

Es braucht eine Volksbewegung
Stadtentwicklung ist keine technische, sondern ei-

ne politische Frage. Dieses Problem wird weder von ei- 
nem Politiker noch von einem Berater oder irgendeinem 
anderen Experten gelöst. Es kann nur gelöst werden, 
wenn die Armen, die in unserer Gesellschaft nicht zäh-
len, sich organisieren und darauf bestehen, dass sie 
gleich viel zählen wie alle anderen. Diejenigen von uns, 
die kein Land haben, müssen leerstehendes und unge- 
nutztes Land besetzen. Diejenigen von uns, die kein 
Heim haben, müssen leerstehende und ungenutzte 
Wohnungen und Häuser besetzen. Diese Besetzungen 
müssen als Grundlage für den Aufbau einer demokrati-
schen Bewegung von unten verstanden werden.

Seit 2005 haben wir fortlaufende Anstrengungen un- 
ternommen, eine Bewegung aufzubauen, die gegen 
Land- und Obdachlosigkeit kämpft. Wir haben die Be-
wohnerinnen und Bewohner der behelfsmässigen Ba-
rackensiedlungen organisiert und wurden dafür krimi-
nalisiert. Wir haben ungenutztes Land besetzt – dafür 
hat man uns verhaftet, auf uns geschossen und uns so- 
gar getötet. Die Regierung und viele andere Institutio-
nen der Elite nennen dies «Invasion» – wir nennen es 
Demokratisierung der Städteplanung. Wir haben uns 
Dienstleistungen wie Wasser, Elektrizität und Abwas-
ser, die uns verweigert wurden, angeeignet und wur-
den dafür verhaftet, verprügelt und sogar getötet. Die 
Regierung nennt das «illegale Anschlüsse» und sie ver-
unglimpft die Menschen, die diese Arbeit tun, als Izy-
oka (Schlangen). Wir nennen diese Anschlüsse «Volks-
anschluss». Unser Kampf besteht nicht einfach darin 
eine Kraft aufzubauen, die der Regierung und den Rei-
chen die Stirn bieten kann. Es ist auch eine Auseinander- 
setzung um Bedeutungen. Es ist ein Kampf der Ideen.

Es ist klar, dass die Regierung nicht auf der Seite 
der Armen steht. Wir haben keine andere Wahl, als für 
uns und unsere Familien aktiv zu werden. Diejenigen, 
die uns verurteilen, weil wir ungenutztes Land beset-
zen, Häuser, Versammlungshallen und Krippen für uns 
bauen und uns an die Wasser- und Elektrizitätsversor-
gung anschliessen, fragen wir, welche Wahl wir haben, 
wenn der kommerzielle Wert des Landes Vorrang vor 
seinem sozialen Wert hat. Welche Wahl haben wir, wenn 
die persönlichen Interessen von Politikern, deren Freun- 
den und Familien vor jenen des Volkes kommen ? Wel-
che Wahl haben wir, wenn Millionen von Rand, die für 
den Wohnungsbau bestimmt waren, ungenutzt an die 
Staatskasse zurückgehen? Welche Wahl haben wir, wenn 
wir von den Izinkabi (Mördern) und der Polizei getötet 
werden, wenn wir uns zur Wehr setzen? Welche Wahl 
haben wir, wenn Gemeinderäte tagsüber als Führer auf- 
treten und nachts zu Auftragskillern werden? Welche 

Wahl haben wir, wenn die Gemeindebehörden das Ge-
setz ignorieren? Welche Wahl bleibt uns, wenn die  
eThekwini-Behörde (Metropolgemeinde rund um Dur-
ban) unsere Häuser entgegen gerichtlicher Verfügun-
gen abreissen lässt?

Wir beanspruchen unseren Platz in den Städten und 
bleiben dabei bescheiden, weil wir wissen, dass wir nicht 
für alles eine Lösung haben, so wie niemand alle Lösun- 
gen kennt. Unsere Politik ist es, sorgfältig und gemein-
sam an Lösungen zu arbeiten und miteinander vorwärts 
zu gehen. Wir lassen es nicht zu, dass uns der Staat im 
Namen einer Revolution ruhigstellt, die nicht kommt. 
Wir lassen es nicht zu, dass die NGOs uns im Namen ei- 
nes zukünftigen Sozialismus ruhigstellen, den zu errich- 
ten ihnen die Macht fehlt. Manchmal beanspruchen wir 
unseren Platz auf den Strassen unter Tränengas, Blend-
granaten und Gummigeschossen. Manchmal beanspru- 
chen wir ihn in den Gerichten und erringen dort Siege, 
die ignoriert werden. Manchmal beanspruchen wir ihn 
in den Medien, in kirchlichen Versammlungen, zu de-
nen wir oft eingeladen werden, oder an Universitäten. 
Manchmal beanspruchen wir ihn, indem wir ein Stück 
Land besetzen und unsere Behausungen immer wieder 
aufbauen, nach jeder Vertreibung, jedem Zusammen-
geschlagenwerden, jeder Verhaftung, jeder Schiesse-
rei und jedem Mord. 

Unseren Platz in den Städten und in den Debatten 
zu beanspruchen, hat einigen von uns einen hohen Preis 
abverlangt. Sie mussten aus Angst um ihr Leben ab-
tauchen. Es ist schlimm, dass der Staat für diese Gewalt 
verantwortlich ist. Zwei ANC-Lokalpolitiker und ein Po- 
lizist wurden wegen der Ermordung von Abahlali-Mit-
gliedern verurteilt. Trotzdem machen wir weiter mit der 
Organisation und mit den Landbesetzungen. In einem 
Land, das dermassen ungerecht ist, braucht es eine 
prinzipienfeste und mutige Bewegung, um Gerechtig-
keit von unten herzustellen. Wir sind uns bewusst, dass 
noch mehr von uns getötet werden. Wir wissen, dass 
Anwälte sehr wichtige juristische Arbeit für unseren 
Kampf leisten können, und dass taktisches Wahlverhal- 
ten ein nützlicher Weg sein kann, um die Repression zu 
begrenzen. Aber weder Gesetz noch Wahlen werden 
letztlich Gerechtigkeit bringen. Es braucht den Mut und 
die Beharrlichkeit der Unterdrückten, unsere Inkani (fes- 
te Entschlossenheit), die uns weiterbringen wird.� •

S’bu Zikode ist Präsident des Abahlali baseMjondolo Movement, 
www.abahlali.org. Der Text wurde von Barbara Müller übersetzt.

Protest von Einwohnern  
der informellen Siedlung 
Enkanini (Cato Crest) bei 
Durban (Bild: Nomfundo 
Xolo/Abahlale baseMjondolo 
2018). 



25 Jahre demokratisches Südafrika
Die Sicht einer studentischen Aktivistin

Wie sehe ich mein Land zum jetzigen Zeitpunkt?
Das stagnierende Wirtschaftswachstum und die tief 

verwurzelte Korruption im Staat und in der Privatwirt-
schaft gewähren uns kaum Aussicht auf eine bessere 
Zukunft. Beim Nachdenken über unsere junge Demo-
kratie sehe ich, dass wir als Land immer noch tief ver-
wundet sind durch das Unrecht der Apartheid und des 
kolonialen Erbes, die unser Volk noch immer täglich 
belasten. Für die schweren Menschenrechtsverletzun-
gen, die vor 1994 geschahen, wurde niemand zur Ver-
antwortung gezogen. Die vom ANC geführte Regie-
rung errang lediglich die politische Macht während sich 
die wirtschaftliche Macht immer noch in den Händen der 
 

 
 
weissen Minderheit befindet. Die grösste Lüge ist der un- 
gute Begriff der sogenannten «Regenbogennation», die 
man den Südafrikanern weismachen wollte. Diese Idee 
wurde der Welt oft in irreführender Weise vorgeführt. 
Sie spricht von Einheit, Vielfalt und Kraft, was eine gross- 
artige Theorie sein mag, die aber nicht pauschal ange-
führt werden kann, ohne die Ungerechtigkeiten der Ver- 
gangenheit anzusprechen. Vielleicht waren die Bedin-
gungen damals einfach nicht günstig und der Idee la-
gen gute Absichten zugrunde, jedenfalls ist nichts Gu-
tes daraus geworden.

Ich bin einer von vielen jungen enttäuschten Men-
schen in diesem Land, denn meine Realität wird sein, 
dass ich beim Abschluss meines Studiums keine Stelle 
finden und als weitere arbeitslose Universitätsabgän-
gerin in die Statistik eingehen werde. Etwa 55 Prozent 

der Universitätsabsolventinnen und -absolventen sind 
arbeitslos. Nach 25 Jahren hat sich sehr wenig geändert. 
Ich fühle mich auch persönlich betrogen, denn mein Va-
ter kämpfte für die Freiheit und verbrachte 13 Jahre auf 
Robben Island.

Mit dem Landgesetz von 1913 und den Zwangsum-
siedelungen während der Apartheid wurden Millionen 
von Menschen landlos und enteignet. Die Landkrise ist 
Gegenstand einer andauernden Debatte, denn die 
Raumplanung der Apartheid ist immer noch Tatsache. 
Wenn man vom Flugplatz von Kapstadt in die Stadt 
fährt, ist die physische Differenz der Apartheid-Raum-
planung ohne weiteres zu sehen. Linkerhand wohnen 
die Armen und rechts kann man sehen, wo die Reichen 
leben. Das empört mich echt, weil die Ungleichheit von 
blossem Auge sichtbar ist.

Die Regierungspartei hat viele Versprechungen ge-
macht, von denen viele nicht erfüllt wurden. Die Be-
völkerung des Landes und besonders die Jugend sind 
von einem tiefen Gefühl des Verrats erfüllt, und sie ha-
ben wenig Vertrauen in die Regierung. Dies hat dazu 
geführt, dass viele von uns Jungen andere Möglichkei-
ten suchen, unserer Frustration Ausdruck zu geben, zum 
Beispiel mit organisierten Protestaktionen. Dies zeigte 
sich bei den Studentenprotesten an den verschiedenen 
Universitäten des Landes, die in den 1990er Jahren be-
gannen und bis heute andauern. Zuletzt kam 2015 die 
Bewegung Rhodes Must Fall (RMF) an der Universität 
von Kapstadt, welche die Entfernung der Statue von 
Cecil Rhodes verlangte, die sich an zentraler Stelle auf 
dem Universitätsgelände befand. Dabei ging es nicht 
nur um die Statue; diese wurde symbolisch verstan-
den. Vielmehr ging es darum, die Dekolonialisierung 
des eurozentrischen Lehrplanes zu verlangen, der an 
afrikanischen Universitäten in Kraft ist, und den struk-
turellen Rassismus auf dem Campus zu thematisieren. 
Die RMF hatte eine internationale Ausstrahlung und 
hat studentische Aktionen an anderen Orten inspiriert. 
Die folgende Bewegung Fees Must Fall (FMF) war eine 
der grössten studentischen Demonstrationen seit den 
Soweto-Aufständen im Jahr 1976. Zwar gibt es die Na-
tional Student Financial Aid (NSFAS), aber eines der Pro-
bleme damit ist, dass sie Darlehen verleiht, die von den 
Studierenden zurückbezahlt werden müssen, wenn sie 
verdienen. Der ANC und Nelson Mandela hatten jedoch 
die freie Erziehung für alle versprochen.

Ich habe bei diesen Bewegungen mitgemacht, weil 
es sehr wohl noch institutionellen Rassismus gibt, der 
im Elfenbeinturm der Universitäten praktiziert wird. Es 
kann nicht sein, dass, nachdem meinen Grosseltern und 
Eltern die Chancengleichheit vorenthalten wurde, ich 
selber 25 Jahre und drei Generationen später immer 
noch das Gleiche erlebe. Es fühlt sich an, also ob ich auf 
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25 Jahre demokratisches Südafrika
Die Sicht einer studentischen Aktivistin

die Gräber der bekannten und unbekannten Heldinnen 
und Helden spucken würde, die für diese Freiheit ge-
kämpft haben und sogar dafür gestorben sind. Es ist un- 
sere Aufgabe dafür zu sorgen, dass zukünftige Gene-
rationen nicht die gleichen Schwierigkeiten erleben 
müssen wie wir.

Wir Studierenden in Südafrika waren nicht zufrieden 
mit den herrschenden Bedingungen und gingen deshalb 
auf die Strasse mit der Forderung nach kostenloser, de- 
kolonialisierter und nichtdiskriminierender Ausbildung 
in den höheren Lehranstalten. Wir Studierenden be-
schlossen, genug ist genug. Schliesslich hatten wir Er-
folg dank dem kollektiven Kampf so vieler studentischer 
Aktivistinnen und Aktivisten. Aber die Schlacht haben 
wir eben doch nicht gewonnen. Aufgrund des Drucks 
der studentischen Aktivistinnen und Aktivisten verfüg-
te der ANC, dass Studierende, die neu zu studieren be- 
ginnen, NSFAS-Beiträge als Stipendien erhalten sollen, 
die sie bei erfolgreichem Studienabschluss nicht zurück- 
zahlen müssen.

Das Hauptproblem dabei liegt darin, dass die jetzi-
gen Bachelor-Studierenden nicht berücksichtigt wer-
den, ebenso wenig wie jene in weiterführenden Program- 
men (Honours, Master und Doktorat). Für weiterführen-
de Qualifikationen sind kaum Mittel vorhanden. Dies 
führt dazu, dass viele dieser Studierenden aus Mangel 
an Geld ihr Studium vorzeitig abbrechen. Wir führen-
den Aktivistinnen und Aktivisten haben uns in letzter 
Zeit gefragt, ob die FMF-Bewegung wirklich erfolgreich 
war, wenn ein Teil der Studierenden immer noch keinen 
Zugang zu Unterstützung hat. Als Masterstudierende 
befinden wir uns jetzt in einer Krise. Die breite Bewe-
gung auf dem Campus ist vorbei, und die Leute werden 
die Kraft zu neuen Protesten nicht aufbringen, denn 
während der vergangenen Proteste waren wir mit viel 
Gewalt konfrontiert, und viele leiden heute noch unter 
posttraumatischen Stresssymptomen. Was wir als stu-
dentische Führung heute noch tun können, ist die Or-
ganisation von Dialogen mit den zuständigen Regie-
rungsstellen. Wir laden Minister zu Paneldiskussionen 
ein und können so unsere Forderungen vorbringen, 
denn Protest ist keine Option mehr.

Was ich schätze
In vielen Ländern Afrikas ist es nach der Unabhän-

gigkeit zu Bürgerkriegen gekommen. Diesen Weg hat 
Südafrika nicht eingeschlagen. Wir hatten die Wahrheits- 
und Versöhnungskommission. 1993 befand sich das 
Land am Rand eines Bürgerkrieges, der Führung des 
ANC unter Genosse Nelson Mandela gelang es jedoch, 
die Nation zu beruhigen und eine bessere Lösung in 
Form von Verhandlungen zu finden, die zu unserer 
heutigen Demokratie führten. Ich habe jedoch den Ein-
druck, dass wir uns in den Verhandlungen mit viel zu 
wenig zufriedengaben.

Was ich am meisten schätze an meinem Land ist, 
dass es der ANC-Regierung seit dem Beginn der demo-
kratischen Ordnung 1994 gelungen ist – trotz der ge-
genwärtigen Bedingungen und nur aufgrund ihrer poli-
tischen Macht –, das Leben vieler Menschen bis zu ei- 
nem gewissen Grad zu verändern. Wir haben auch eine 
der weltweit besten Verfassungen, die alle einschliesst 
ungeachtet von Rasse, Klasse, Gender, Geschlecht, Se- 

xualität, Religion oder Glaube. Wir sind auch eines der 
ersten Länder der Welt, das die gleichgeschlechtliche 
Ehe legalisierte. Wir haben freie und faire Wahlen, bei 
denen keine Gewalt ausbricht, und in den 25 Jahren un- 
serer Demokratie hatten wir vier Präsidenten. Bei den 
Wahlen von 2019 kandidierten viele neuere politische 
Parteien, insgesamt waren es 36. Dies beweist, dass 
unsere Demokratie gesund ist, dass der Wille des Vol-
kes hochgehalten wird und dass unsere Demokratie 
gereift ist.

Was sich ändern muss
Wir befinden uns an einem Punkt, an dem die Leute 

keine leeren Versprechungen mehr hören mögen und 
genug haben vom stagnierenden Wirtschaftswachstum. 
Die Regierung muss aufhören Versprechungen zu ma-
chen, die sie nicht halten kann, und gemachte Verspre-
chen in die Praxis umsetzen. Wenn nicht bald eine Ver- 
änderung eintritt, wird es meiner Meinung nach zu ei-
nem Volksaufstand im Land kommen. Die Proteste von 
2015 haben gezeigt, wie der in eine Revolte gelenkte 
kollektive Zorn das Land zum Stillstand bringen kann.

Es ist nötig, jungen Menschen Chancen zu geben. 
Unser Potential kann nicht zum Zug kommen, weil kor-
rupte Politikerinnen und Politiker sich nur darum küm-
mern, ihre eigenen Taschen zu füllen, anstatt die staat-
lichen Ressourcen korrekt einzusetzen. Leute, die Re- 
gierungspositionen einnehmen, müssen daran denken, 
dass sie vom Volk eingesetzt wurden und Staatsdiener 
sein sollten. Sie müssen aufhören damit, sich und ihre 
engsten Führungskreise zu bereichern, und mehr für 
die normalen Leute zu tun, die sie gewählt haben. Die 
aktuelle Untersuchung über State Capture sollte zukünf-
tigen Staatsdienern eine Lehre sein, dass das Land sie 
zur Rechenschaft ziehen kann.

Es gibt keine wahre Demokratie in unserem Land, 
wie das auch in anderen Teilen der Welt der Fall ist. Was 
Südafrika unterscheidet, ist die Tatsache, dass unsere 
Geschichte den Aufbau unserer Demokratie beein-
trächtigt, weil die Institutionen, die während der Apart-
heid für die weisse Minderheit geschaffen wurden, nie 
geändert wurden. Wir müssen den systemischen Rassis- 
mus ausräumen, uns wirtschaftlich emanzipieren und 
eine freie nichtdiskriminierende und dekolonialisierte 
Ausbildung gewährleisten. Der Reichtum des Landes 
muss dem ganzen Volk zugutekommen und nicht in 
den Händen einer Minderheit bleiben.� •

Busisiwe Nxumalo ist Master Studentin an der Universität von 
Kapstadt (UCT). Als Aktivistin und Studentenführerin engagiert  
sie sich für soziale Gerechtigkeit und die Schaffung einer besseren 
Gesellschaft. Busisiwe Nxumalo gehört dem Studierendenrat an  
und ist Sekretärin der ANC-Jugendliga an der UCT. Kontakt: 
businxumz@gmail.com. Übersetzung Barbara Müller.
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Was ist State Capture?
Jacob Zuma als Starzeuge vor der Zondo-Kommission

10

Die sogenannte State Capture beschäftigt Südafrikas Öffentlichkeit seit einigen Jahren mit immer neuen 

Enthüllungen. Der Artikel von Mark Swilling zeigt die systemische Natur der kriminellen Netzwerke auf, 

deren Zweck darin bestand, mithilfe eines eigentlichen Schattenstaates die staatlichen Ressourcen zu 

plündern. Die Zondo-Kommission ist daran, den Umfang der klandestinen Verbindungen aufzudecken 

und zu entwirren. Ob der Reinigungsprozess gelingt, ist angesichts der tiefen Verstrickung mit der Re-

gierungspartei und alten, während der Apartheid geschaffenen, korrupten Netzwerken (siehe Kasten) 

offen.

An einer Protest- 
veranstaltung in Kapstadt 

im September 2017 forderte 
COSATU das Ende der  

State Capture und die Straf- 
verfolgung aller, die in 

Zumas Sytem impliziert 
waren (Bild: Douglas Scott, 

Discott, Wikimedia).

Fast ein Jahr ist vergangen seit die richterliche Unter- 
suchungskommission Anhörungen zu den Anschuldi-
gungen betreffend State Capture durchzuführen be-
gann. Die Kommission wird von Raymond Zondo gelei-
tet, einem stellvertretenden Obersten Richter, der be- 
reits 130 Zeugenaussagen von mehr als 80 Personen 
aufgenommen hat. Die Kommission geht Anschuldi-
gungen nach, wonach die Regierung von privaten Ge-
schäftsinteressen zu deren eigenem Profit gekapert 
wurde. 

Immer lautere, unüberhörbare Äusserungen be-
schuldigten den ehemaligen Präsidenten Jakob Zuma, 
in die Angelegenheit verwickelt zu sein. Bei verschie-
denen Zeugenaussagen nannten gegenwärtige und ehe- 
malige hohe Regierungsbeamte und Minister Zuma als 
direkt Beteiligten. Sie behaupteten unter anderem, Zu- 
ma habe sich auf sie abgestützt, um den Guptas zu hel- 
fen – Zumas Freunden, die beschuldigt werden, den 
Staat gekapert zu haben – und um ein Nukleargeschäft 
mit Russland durchzupeitschen, welches das Land in 
den Bankrott geführt hätte. Ausserdem wurde das Ver-
sagen der staatlichen Kontrollen, welches die Plünde-
rung der parastaatlichen Unternehmen ermöglichte, di- 
rekt der State Capture angelastet.

Jetzt soll Zuma aussagen. Dabei leugnet er nicht 
nur, dass es so etwas wie State Capture überhaupt gibt 
– er hat den Begriff als getürktes politisches Manöver be- 
zeichnet – sondern er gibt sich selber als unglückseli-
ges Opfer. Er weigert sich, den Begriff anzunehmen und 
sagt: Es gebe Leute, die Anderen auf die eine oder an-
dere Weise Dinge angetan haben, und man könne das 

nennen wie man wolle, nur nicht dieses grosse Wort 
State Capture dafür verwenden.

Zuma wird beschuldigt, ein fein abgestimmtes kor-
ruptes Netzwerk orchestriert zu haben, das Südafrikas 
Entwicklungsprogramm kaperte. Man sollte die Bedeu-
tung von Zumas Zeugenaussage vor der Kommission 
nicht unterschätzen. Sie wird richtungsweisend dafür 
sein, ob, wer die Macht missbraucht, zur Rechenschaft 
gezogen wird, oder ob der Zyklus der Straflosigkeit wei- 
tergeht und damit das ungerechte System gestärkt wird, 
das die State Capture überhaupt möglich machte.

Was genau ist State Capture?
Ursprünglich war mit dem Konzept der State Captu-

re eine Form von Korruption im grossen Stil gemeint. 
Im Fall von Südafrika lässt sich das als die Bildung eines 
Schattenstaates unter Leitung der Machtelite definie-
ren. Dieser Schattenstaat funktioniert innerhalb vom – 
und parallel zum – verfassungsmässigen Staat sowohl 
auf formelle wie auf informelle Weise. Er hat zum Ziel, 
die staatliche Regierungsführung ihrem Zweck zu ent-
fremden und mit den engen finanziellen und politischen 
Interessen der Machtelite zu verbinden – zu deren Nut-
zen. Die Strategie der State Capture beruht darauf, die 
Organe der staatlichen und öffentlichen Institutionen 
einerseits und der Privatwirtschaft andererseits aufei-
nander abzustimmen, um sich damit Vorteile zu ver-
schaffen.

Bei den von der Kommission näher untersuchten Vor- 
kommnissen konnte die Beweisführung aufzeigen, dass 
die Akteure dafür sorgten, Bedingungen zu schaffen und 
Prozesse so auszurichten, dass mehr Geld herausge-
holt werden konnte, als die effektiven Güter und Dienst- 
leistungen kosteten, und dies immer zur eigenen Be-
reicherung.

Dies enthüllt die systemische Natur der State Cap-
ture. Damit die Strategie Erfolg hat, benötigt sie die 
volle Kooperation und Mittäterschaft der Staatsführung 
auf oberster Ebene. Auf diese Weise werden Profite ge-
sichert, die Rechenschaftspflicht ausgehöhlt und gleich- 
zeitig Legitimität aufrechterhalten. Dies geschieht, in-
dem gefügige Mitarbeiter in staatliche Unternehmen 
eingesetzt und so der ordentliche Betrieb der Institu- 
tionen unterminiert und kritische Stimmen diskredi-
tiert werden.

Von einem bestimmten Moment an wurde State 
Capture zu einer Art Konsortium innerhalb des Staates, 
dessen Ziel die Anhäufung von Ressourcen war. State 
Capture ist eine radikale Abkehr von allen Normen und 
Werten, auf denen ein demokratischer, auf Entwicklung 
ausgerichteter Staat beruht. Wie bei den meisten libe-
ralen Demokratien sieht die Verfassung Südafrikas ein 



  Geerbte kriminelle Netzwerke

State Capture gab es schon  
während der Apartheid
bm. Investigativjournalist Hennie van Vuu-

ren zeigte in seinem 2018 veröffentlichten Buch 
«Apartheid, Guns and Money» auf, wie ein klan-
destines Korruptionsnetzwerk, das annähernd 
50 Länder umfasste, das Apartheidregime trotz 
internationalen Sanktionen mit Waffen und an-
deren lebensnotwendigen Gütern versorgte.

Drahtzieher in Regierungen, Geheimdiens-
ten, Firmen und Banken lieferten Waffen und wu- 
schen Geld. Whistleblower wurden zum Schwei-
gen gebracht oder ermordet. Diese Verbrechen 
wurden nie aufgearbeitet. Van Vuuren stellte sein 
Buch im Januar an von der KEESA organisierten 
Veranstaltungen vor. Aufgrund seiner Recher-
chen stellt er fest, dass diese korrupten Netzwer- 
ke auch nach dem Ende der Apartheid weiter- 
wirken. Mit ihrer Durchdringung der staatlichen 
Institutionen Südafrikas sind sie Bestandteil der 
aktuellen Gefährdung der südafrikanischen De- 
mokratie durch die State Capture. � •

Proteste gegen Jacob Zuma 
in Kapstadt im April 2017. 
Das Poster setzt Atul Gupta 
direkt mit Jacob Zuma in 
Verbindung (Bild: Douglas 
Scott, Discott Wikimedia).

System der gegenseitigen Kontrolle sowie Gewaltentei-
lung vor, womit Machtmissbrauch eingedämmt werden 
soll. Wenn jedoch die Kontrolle unterwandert wird und 
die ausgleichenden Kräfte voreingenommen sind, wird 
die- 
ses System zu einer sich selbst verstärkenden Schlaufe 
von Fehlverhalten und schaukelt sich in Richtung eines 
oligarchischen autoritären Staates hoch. Mit anderen 
Worten: eine Art unblutiger Staatsstreich.

Wie sind wir soweit gekommen?
Zuma legte seiner Präsidentschaft das Wahlticket der 

staatlich geförderten Entwicklung zugrunde. Dies bein- 
haltete Beschaffungsaufträge für staatliche Unterneh-
men, verstärkte staatliche Kontrollen und Black Econo-
mic Empowerment (BEE), um die gewünschte radikale 
wirtschaftliche Transformation zu realisieren.

Aber genau innerhalb dieser Agenda und der zu ih- 
rer Umsetzung getroffenen Anordnungen wurde der 
Samen für die State Capture ausgesät. Stärkere staatli-
che Kontrolle bedeutete, dass der Informationsfluss von 
einer kleinen Anzahl von Leuten kontrolliert wurde, 
während staatlichen Unternehmen der grösste Anteil 
an finanziellen Mitteln zufloss. Es bewegten sich bereits 
Milliarden von Rand durch diese staatseigenen Unter-
nehmen, und radikale wirtschaftliche Umgestaltung 
war die perfekte Ideologie, die alles zusammenführte.

Schwarze Unternehmen profitierten jedoch kaum 
von den Profiten der State Capture. Eine radikale wirt-
schaftliche Umgestaltung auf verfassungsmässiger 
Grundlage würde eine staatliche Wirtschaftspolitik zu-
gunsten von Lebensgrundlagen und Arbeitsplatzbe-
schaffung beinhalten. Zudem hat die State Capture ge- 
nau jene Institutionen ausgehöhlt, die in der Lage ge-
wesen wären, eine radikale wirtschaftliche Umgestal-
tung auf verfassungsmässigem Weg zu bewerkstelligen.

Die Fäden werden entwirrt
Zahleiche Ereignisse der letzten zehn Jahre weisen 

auf einen schwelenden Missbrauch von staatlichen 
Schlüsselressourcen hin. Eines der ersten davon war 
2013 die irreguläre Landung eines Zivilflugzeuges auf 
dem Militärflugplatz von Waterkloof. Das Flugzeug 
brachte ausländische Gäste zu einer Hochzeit, zu der 
die mit Zuma befreundete Gupta-Familie eingeladen 
hatte.

Zwei Jahre später tauchten Beweise dafür auf, dass 
öffentliche Gelder in der Höhe von Millionen von Rand 
für die Renovation des Anwesens des damaligen Präsi-
denten in Nkandla verwendet worden waren. Diese Aus- 
gaben wurden in einem Bericht der damaligen Ombuds- 
frau Thuli Mandonsela aufgeführt.

Der Wendepunkt kam nur Monate später, als Madon- 
sela ihren Bericht zu State Capture veröffentlichte, und 
Zuma im März 2017 den damaligen Finanzminister Pra-
vin Gordhan und dessen Vize Mcebisi Jonas entliess. 
Diese Ereignisse sandten Schockwellen durch Südafrika, 
riefen Massenproteste hervor und verursachten eine 
grosse öffentliche Empörung, die Zuma dazu zwangen, 
eine seriöse Untersuchung der State Capture in die We- 
ge zu leiten.

Mark Swilling ist Professor 
für Nachhaltige Entwicklung 
an der Universität von 
Stellenbosch. An der For- 
schungsarbeit mitgewirkt 
haben Nina Callaghan und 
Robyn Foley vom Centre  
for Complex Systems in  
Transition der Universität 
Stellenbosch.
Dieser Artikel wurde  
aus The Conversation über- 
nommen (Creative Commons 
Licence) und von Barbara 
Müller übersetzt. 

Unsere nicht publizierte Forschungsarbeit zeigt, 
dass es bis heute 28 öffentliche Untersuchungen, Befra- 
gungen und Kommissionen zur State Capture gibt. Auf 
dem Pult der neu ernannten Chefin der Staatsanwalt-
schaft, Shamila Batohi, liegen 118 offene Fälle von Kor-
ruption, an denen Regierungsbeamte und Politiker be-
teiligt sind.

Die wahren Kosten des Schadens, den die State 
Capture verursacht hat – einschliesslich der Zerstörung 
von Institutionen und Leben – sind nicht messbar.

Südafrikaner und Südafrikanerinnen könnten durch 
die Aussicht, dass Zuma vor der Zondo-Kommission aus- 
sagen muss, zur Ansicht verleitet werden, es sei alles 
wieder in Ordnung. Er hat das State Capture-Projekt je- 
doch nicht allein vorangetrieben. Und das ausgedehn-
te Netzwerk von Akteuren und Einflüsterern ist immer 
noch äusserst aktiv. Dies haben die Aussagen vor der 
Kommission enthüllt.� •
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Afrika in Kürze

 Kamerun

Föderalimus ist keine Option für 
diesen Präsidenten
sg. Im Vorfeld von Präsident-

schaftswahlen im Oktober 2018 sollte 
ein eigentlicher Feldzug der wohl- 
bestückten kamerunischen Armee 
gegen die zwei englischsprachigen 
Provinzen der seit 2017 anhaltenden 
Rebellion ein Ende bereiten. Die 
Zerstörung von Schulen, Spitälern und 
das Niederbrennen ganzer Dörfer, 
systematische Folter und willkürliche 
Morde durch Soldaten erregten in der 
internationalen Presse einiges Aufse-
hen. Obwohl an die 200 000 Menschen 
in die Flucht getrieben und Tausende 
Tod oder Inhaftierung erlitten, hat sich  
der Widerstand verfestigt. Inzwischen 
ist die Forderung nach Sezession und 
einen eigenen Staat mit Namen 
Ambazonia erhoben worden. Auch 
seien 1,5 Millionen Menschen in den 
beiden Provinzen vom Hunger bedroht. 
Der ursprünglich von demonstrieren-
den Juristen und Lehrern ausgehende 
Widerstand gegen die Aufhebung der 
1972 zugestandenen föderalen 
Eigenständigkeit wird auch heute noch 
vor allem vom Mittelstand getragen 
– die besonders in abgelegeneren 
Dörfern massakrierte, bäuerliche 
Bevölkerung aber stellt heute die 
Mehrzahl im bewaffneten, todesmuti-
gen Widerstand. 

Auch die Schweizer Behörden 
haben sich erstmals gegen die stabile 
Regierung Präsident Biyas gerührt, als 
dessen Leibwachen vor dem Hotel 
Intercontinental in Genf etwa 250 
kamerunische Demonstranten tätlich 
angriffen und auf offener Strasse 
verfolgten. Präsident Biya verbringt – 
mit einem Stab von mindestens 50 
Personen, darunter auch Minister – 
jährlich bis zu vier Monate im Ausland, 
vornehmlich in diesem Genfer Hotel. 
Das Netzwerk Organized Crime and 
Corruption Reporting Project be- 
rechnete die Ausgaben für die seit 
1983 insgesamt viereinhalb Jahre 
Auslandaufenthalt des Diktators auf 
mindestens 65 Millionen USD. Seine 
Rechnungen im Intercontinental  
zahlt er jeweils bar. •

 Mozambique

Der Credit Suisse war einiges  
im Vornhinein bekannt . . .
sg. Andrew Pearse, der Haupt- 

akteur der Milliarden-Kredite, welche 
die Credit Suisse ab 2013 drei mosam-
bikanischen Firmen gewährte, hat sich 
vor einem New Yorker Gericht schuldig 
bekannt. Da die Kredite von Privinvest, 
einem Firmenkonglomerat des Franco- 
Libanesen Iskandar Safa, angeregt 
wurden und Privinvest sämtliche 
Gelder für die Bestellung von Schiffen 
für eine Küstenwache und den Thun-
fischfang direkt erhielt, sind die 
Ausführungen des geständigen 
Bankers zu seinen Vereinbarungen mit 
Privinvest von zentralem Interesse. 
Pearse führte aus, dass er sowohl 
einen Teil der Gebührenkürzung, die er 
für die Firma erreichte, wie auch einen 
Anteil des Kredites in einer Gesamthö-
he von 45 Millionen USD einstrich. 
Andererseits wusste er vom Geschäfts-
leiter der Firma, dass diese ähnlich 
hohe Zuwendungen auch an involvier-
te Mitglieder von Mozambiques 
Regierung zahlte, inklusive 50 Millio-
nen USD für den Sohn des damaligen 
Präsidenten Armando Guebuza. Die 
Gebühren für die Bank inbegriffen, 
belaufen sich die CS-Kredite auf 1,347 
Milliarde USD, wofür Aufträge von 
beträchtlich tieferem Wert erfolgten. 
Sowohl die CS wie auch die russische 
VKB, welche einen weiteren Kredit von 
553 Mio USD an Privinvest lieferte, 
haben die Kredite längst als Anlage-
papiere weiterverkauft. Die Erklärung 
zur Odious Debt (nicht rückzahl- 
pflichtigen) Schulden erweist sich 
dadurch als schwierig. Sie sind zu- 
sätzlich von einer illegalen – ohne 
Parlamentsbestätigung getätigten –  
Staatsgarantie Mozambiques ge-
schützt, die von CS verlangt wurde. 
Andrew Pearse, der bald nach der 
Abwicklung des Geschäfts zu Privin-
vest wechselte und deren Firma 
Palomar in Zürich vorstand, war auch 
darüber im Bilde, dass die Kredite für 
die bestellten Güter zu hoch waren. 
Leider hat sich die schweizerische 
Finanzaufsicht noch nie zum Fall 
geäussert, obwohl er nicht nur für die 
englische Niederlassung der Credit 
Suisse gewinnbringend war. •

 Zimbabwe

Wie lange noch?
bm. Angesichts des sich beschleu-

nigenden wirtschaftlichen Niedergangs 
stellt sich die Frage nach der Zukunft 
des Landes mit grosser Dringlichkeit. 
Unter der Regierung Mnangagwa 
haben sich die Lebensbedingungen der 
Bevölkerung weiterhin drastisch 
verschlechtert: täglicher Stromausfall 
von bis zu 18 Stunden (nicht nur für 
Privathaushalte, sondern auch für 
Industriebetriebe), in den grossen 
Städten Bulawayo und Harare Unter-
brüche der Wasserversorgung, kilo- 
meterlange Warteschlangen für 
Treibstoff, in den Läden kein Brot. In 
den Spitälern sterben die Kranken,  
weil es an Medikamenten fehlt. Das 
Land leidet ausserdem weiterhin an 
Devisen- und Geldknappheit. 

Im Februar löste die Regierung die 
lokale Quasi-Währung von der Parität 
mit dem US-Dollar und führte im Juni 
über Nacht wieder den Zim-Dollar ein, 
eine Massnahme, welche die Inflation 
rasant beschleunigte. Die für Juni 
berechnete Teuerung betrug 39,3 
Prozent. Wenn man den Umrechnungs-
kurs des Schwarzmarktes berück- 
sichtigt, beträgt die jährliche Inflation 
sogar 558 Prozent, fast dreimal mehr 
als die offiziellen Zahlen (marketwatch.
co.zw). Dies alles beeinträchtigt vor 
allem die Kaufkraft der Staatsangestell-
ten und der Rentner, hat aber Aus- 
wirkungen auf die ganze Bevölkerung. 
Viele Menschen können sich nur noch 
eine Mahlzeit täglich leisten. Wegen 
einer Dürre ist die letztjährige Ernte 
sehr dürftig ausgefallen. Zum ersten 
Mal überhaupt müssen auch in den 
Städten importierte Nahrungsmittel- 
hilfe verteilt werden. •
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 Klimawandel

Erosion und Austrocknung  
des Bodens trifft Afrika  
besonders stark
sg. Ein Bericht des Intergovern- 

mental Panel on Climate Change (IPCC) 
der UNO zeigt auf, wie sich der Boden 
und sein Bewuchs unter der Bedingung 
der sich aufheizenden Atmosphäre 
verändert: Er kann zur Erwärmung 
beitragen oder Erhitzungsfaktoren wie 
CO² speichern, Feuchtigkeit und 
organische Anteile verlieren oder an- 
reichern – je nachdem wie klimatische 
Effekte ihn treffen und wie mit ihm 
umgegangen wird. Verschiedenste 
Nutzungsarten werden in dem Bericht 
auf ihre Effekte hin untersucht, 
Empfehlungen ausgesprochen und vor 
einer Laissez-faire-Politik gewarnt. 
Nachgewiesen werden nämlich die 
hohen Verluste an Bodenfruchtbarkeit, 
die Klimaerhitzung und Nutzungs- 
weisen bereits verursacht haben, und 
es wird aufgezeigt, wohin deren 
Verstärkung führen könnte. Tragisch 
ist, dass der globale Süden bereits 
jetzt die grössten Einbussen zu ver- 
zeichnen hat: Grosse Landmassen wie 
die Sahara oder Zentralasien haben 
sich stärker erwärmt als der Durch-
schnitt der Kontinente. Die folgenden 
afrikanischen Länder sind bereits 
betroffen: Burundi, DR Kongo, Mada-
gaskar, Sierra Leone, Tschad, Malawi, 
Niger und Zambia. Ihre Ernährungs- 
sicherheit ist aufgrund der verschlech-
terten Bodenfruchtbarkeit oder gar 
Desertifikation bereits prekär gewor-
den. Die von Hunger bedrohten Völker 
tragen jedoch kaum zur CO²-Anrei- 
cherung bei: Ein Engländer verursacht 
200 Mal mehr, ein Saudi 718 Mal mehr 
CO² als ein Mensch in Burundi. •

Dynamik am Horn von Afrika
hus. Sudans regierender Militärrat 

und Vertreter der Protestbewegung der 
Zivilgesellschaft haben Anfang Juli ein 
Abkommen für die Bildung einer Über- 
gangsregierung unterzeichnet. Nach 
dem Sturz des langjährigen sudanesi-
schen Staatschefs Omar al-Baschir im 
April aufgrund der anhaltenden Pro- 
teste der Bevölkerung hatte ein Militär- 
rat im Sudan die Führung übernom-
men. Dieser weigerte sich jedoch, die 
Macht an eine zivile Regierung zu 
übergeben. Monatelang kam es zu 
einem Tauziehen zwischen der aufstän-
dischen Zivilbevölkerung und dem 
Militär. Das brutale Eingreifen des Mili- 
tärs forderte mehr als hundert 
Todesopfer, ohne dass jedoch die 
Volksbewegung niedergeschlagen 
werden konnte. Am 5. Juli einigten sich 
die Vertretung der Zivilgesellschaft 
und der Militärrat auf die Bildung einer 
Übergangsregierung. Dieser Kom- 
promiss wurde durch ein starkes 
Engagement der eritreischen Regie-
rung erzielt. Mehrfach pendelte 
Yemane Ghebreab, der Berater des 
eritreischen Präsidenten, zwischen 
Asmara und Karthum hin und her und 
vermittelte zwischen den Parteien.  
Mit Stolz weisen afrikanische Medien 
darauf hin, dass der Konflikt ohne 
ausserafrikanische Vermittlung bei- 
gelegt werden konnte. Die schwierigen 
Beziehungen zwischen Eritrea und dem 
Sudan haben sich seit dem Sturz von 
Langzeitdiktator al-Baschir normali-
siert.

Ein Jahr nach dem Friedensschluss 
zwischen Eritrea und Äthiopien 
besuchte am 18./19. Juli der äthiopische 
Premier Abiy Ahmed erneut Asmara. 
Das Treffen diente dem Austausch und 
der Vertiefung der gegenseitigen 
Beziehungen. Besucht wurden Baustel-
len an der Transitstrasse Nefasit – De-
kamhare, welche mit EU-Unterstützung 
den Zugang zur nordäthiopischen 
Provinz Mekelle sichern soll. Noch vor 
wenigen Wochen wurde in westlichen 
Medien die Meinung verbreitet, so 
beispielsweise in einem Bericht von 
Afrika-Korrespondent David Signer in 
der NZZ vom 25. Juni 2019, dass der 
Friedensprozess zwischen Äthiopien 
und Eritrea aufs Eis gelegt sei. Auch 
wird geltend gemacht, Eritrea schotte 
sich wieder ab, da im Frühling die vier 

Zusammengestellt von Susy Greuter, Barbara Müller 
und Hans-Ulrich Stauffer.

erst im Vorjahr geöffneten Grenzüber-
gänge zwischen Eritrea und Äthiopien 
wieder geschlossen worden seien. 
Diese Schliessung betrifft jedoch nur 
den Güterverkehr und nicht den 
Personenverkehr. Sie wird von der 
eritreischen Regierung damit begrün-
det, dass bis anhin der Warenimport 
und -export zwischen den beiden 
Staaten völlig unkontrolliert und ohne 
Verzollung erfolgte, was im inner- 
eritreischen Handel zu gravierenden 
Schwierigkeiten geführt habe. So seien 
eritreische Getreideproduzenten auf 
ihren Produkten sitzen geblieben, weil 
sehr viel billigeres Getreide importiert 
worden sei. Dem Vernehmen nach 
arbeiten zurzeit je eine eritreische und 
eine äthiopische Arbeitsgruppe an 
einem Konzept zur Schaffung eines 
gemeinsamen Wirtschaftsraums, in 
welchem Güter- und Personenfreizügig- 
keit herrschen soll. •

Privatinvestitionen als 
Industrieentwicklung
sg. Die äthiopische Regierung hat 

mit sensationell tiefen Lohnforderun-
gen erreicht, dass inzwischen neben 
türkischen und asiatischen Firmen 
auch Wrangler (Jeans), Calvin Klein, 
Tommy Hilfiger und H & M in einen 
Fabrikpark investieren, der 25 000 
Arbeitsplätze bietet. Die Löhne – weni-
ger als ein Drittel dessen, was Näherin-
nen in Bangladesh erhalten – sowie 
weitere Bedingungen tragen dazu bei, 
dass bis zu 60 Prozent der Arbeiterin-
nen jährlich den Job quittieren. Die 
vorgesehene allmähliche Ablösung der 
bislang fast gänzlich importierten 
Materialien durch äthiopische Produkte 
scheint gescheitert. Weder der Anbau 
von Baumwolle noch deren Verarbei-
tung machen Fortschritte – dieser 
Bereich konnte kein Foreign Develop-
ment Investment anziehen. H & M 
versprach nach Veröffentlichung eines 
Berichts des Stern Centre for Human 
Rights den Näherinnen in Zukunft faire 
Löhne bezahlen zu wollen. •

Quelle: https://bhr.stern.nyu.edu/
made-in-ethiopia-res
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Kramer und Zondi  
ermitteln weiter
ef. Der Unionsverlag hat in 

den letzten zwei Jahren nach und 
nach alle acht Kriminalromane 
um Lieutenant Kramer und Bantu- 
Sergeant Zondi von James McClure 
neu herausgegeben. Zeit, wieder 
mal einen dieser frech-ironischen 
Thriller aus dem Südafrika der 
Apartheid-Zeit zu lesen. Der 1936 
in Südafrika geborene Autor, 
musste 1965 nach England emi- 
grieren, weil er über die brutalen 
Polizeimethoden gegenüber 
Schwarzen berichtete.

Diesmal geht es um eine 
weltbekannte Schriftstellerin, die 
nackt und tot in der Nähe ihres 
Swimmingpools gefunden wird, 
während alle glaubten, sie sei zur 
Verleihung des Man-Booker- 
Preises nach London geflogen. 
Überrascht stellt Zondi fest,  
dass die Frau realistisch zu be- 
schreiben wusste, wie es in 
einem Bantu-Wohnheim zugeht, 
und vielfältige Kontakte mit 
schwarzen Künstlern und ande- 
ren Persönlichkeiten pflegte –  
alles ziemlich ungewöhnlich im 
Apartheid-Südafrika. Angefeindet 
wurde die Frau deshalb vor allem 
von den weissen «Patrioten», für 
die jegliche Aufweichung der 
Rassenschranken des Teufels war. 
Oder ist am Ende ihr Sohn 
verdächtig? Er betreibt einen  
Handel mit afrikanischem Kunst- 
handwerk, was seiner Mutter  
gar nicht gefiel, weil sie darin 
eine Verkitschung afrikanischer 
Kunst sah.

Ein zweiter Handlungsstrang 
windet sich um den Tod der  
Ehefrau eines pensionierten buri- 
schen Polizeimajors, dessen 
Inhaftierte oft auf merkwürdige 
Weise ums Leben gekommen 
waren, der nun jedoch seit zehn 
Jahren seinen Ruhestand geniesst. 

Kramer und Zondi ermitteln 
gemeinsam, aber mit klarer 
Arbeitsteilung, denn während 
Kramer für die Weissen zuständig 
ist, ist es Zondi nur erlaubt, 
Schwarze zu befragen. Zur 
Lösung ihrer Fälle kommen sie 

Spitzelwesen und die Überwa-
chung, welche zu einer inneren 
Emigration führten, aber auch zum 
Widerstand. Mehrere Reportagen 
aus dem Befreiungskampf 
schliessen sich an, die ausführ-
lichste hat dem Band den Titel 
gegeben. Alemseged Tesfai nahm 
als Mitglied der Informations- 
abteilung der Befreiungsfront am 
Befreiungskampf teil und 
schildert im Schlüsseltext jenseits 
von jeglichem Pathos den 
Opferwillen und die Leiden der 
Tegadaleiti, der Kämpferinnen 
und Kämpfer, für welche Tod und 
Leben oft so nahe beieinander 
waren. Erstmals wird mit diesem 
Buch ein Werk eines eritreischen 
Schriftstellers aufgelegt, welches 
uns das eritreische Leben früh- 
erer Jahre nahebringt. Die 
Einleitung steuerte Komitee-Mit-
glied Hans-Ulrich Stauffer bei. •

Alemseged Tesfai: Zwei Wochen in den 
Schützengräben. Erinnerungen an Kindheit 
und Krieg in Eritrea.  Berlin 2018 (Verlag am 
Park).

Was schief läuft zwischen 
Nord und Süd
hus. Es ist Zeit, nach einem 

halben Jahrhundert «Entwick-
lungshilfe» Bilanz zu ziehen. 
Jason Hickel, Anthropologe an 
der London School of Economics, 
zieht diese Bilanz, radikal und mit 
ernüchternden Ergebnissen. Er 
stellt fest, dass während Jahr-
zehnten der Entwicklungshilfe die 
Schere zwischen Arm und Reich 
weit aufgegangen ist. Betrug 
1960 der Unterschied im Pro-Kopf- 
einkommen zwischen den 
ärmsten und reichsten Ländern 
der Welt 1: 32, so lag er 2000 
schon bei 1: 132. Angaben, 
wonach der weltweite Hunger 
abgenommen habe, widerlegt 
Hickel: Nur durch den Einbezug 
der wirtschaftlichen Entwicklung 
in Ostasien – die Tigerstaaten 
und die VR China – hat der 
Hunger abgenommen. Wird diese 
Region ausgeklammert, hat der 
Hunger zugenommen. Ist es 
zulässig, diese Region auszu-
klammern? Ja, denn sie hat sich 

meist gerade dadurch, dass sie 
die Dinge aus verschiedenen 
Perspektiven betrachten. Die 
beiden haben schon etliche 
gemeinsame Abenteuer durch- 
gestanden und mögen sich ganz 
offensichtlich, schenken sich aber 
nichts. Während Kramer Zondi 
schon mal Kaffer nennt, bezeich-
net der ihn im Gegenzug ironisch 
als «grosser weisser Vater».

Neben der spannenden 
Krimihandlung sind es vor allem 
die Milieuschilderungen, die 
faszinieren – sei es das liberale 
Intellektuellenmilieu, sei es die 
Lebenswelt von burischen Konser- 
vativen oder Zondis Zuhause in 
einem Township, wo der Umzug 
in ein Dreizimmerhaus mit 
Zementboden einen grossen 
Fortschritt bedeutet, auch wenn 
es weder Badezimmer noch 
Strom hat. •

James McClure: Artful Egg. Zürich 2018 
(Unionsverlag).

Kindheit und Befreiungskrieg 
in Eritrea
gb. Über den dreissigjährigen 

Befreiungskampf Eritreas ist 
Einiges publiziert worden, so 
über die Ursachen und den 
letztlich siegreichen Verlauf. 
Doch wie erging es den einfachen 
Leuten, den Menschen, die unter 
der äthiopischen Fremdherrschaft 
leben mussten, und jenen, die 
sich im Befreiungskampf enga-
gierten? Wie lebten sie? Was 
empfanden sie? Welche Träume 
und Hoffnungen trugen sie in 
ihren Herzen? Die im Buch «Zwei 
Wochen in den Schützengräben» 
zusammengestellten Texte von 
Alemseged Tesfai geben uns 
Einblicke in persönliche Schick-
sale. Es sind Schicksale, die 
berühren und betroffen machen. 
Die Textsammlung besteht aus 
frühen Schriften, welche Kind-
heitserinnerungen aus den 
1950er und 1960er Jahren zum 
Gegenstand haben. In zwei 
Theaterstücken wird das Leben 
unter der äthiopischen Fremd-
herrschaft thematisiert, das 
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Literatur und Musik

nicht an die von Weltbank und 
Währungsfonds verschriebenen 
Rezepte gehalten wie Struk- 
turanpassungsprogramme und 
freien Handel – und vielleicht 
gerade deshalb Erfolg gehabt. 
Aufgrund allgemein zugänglicher 
Statistiken kommt Hickel zum 
Schluss, dass für jeden in der 
Entwicklungshilfe geleisteten 
Dollar 24 Dollar wieder in den 
Norden zurückfliessen. Flossen 
gesamthaft bis heute zwei 
Billiarden Dollar an Hilfe und 
Investitionen vom Norden in den 
Süden, waren es in der umge-
kehrten Richtung fünf Billiarden. 
Entwicklungshilfe nützt also 
nichts, wenn nichts an den 
grundlegenden Mechanismen 
geändert wird. Es geht nicht 
darum mehr zu geben, sondern 
weniger zu nehmen. Eine alte 
Erkenntnis, die aber nach wie vor 
aktuell ist. • 

Jason Hickel: Die Tyrannei des Wachstums. 
Wie globale Ungleichheit die Welt spaltet 
und was dagegen zu tun ist. München 2018 
(dtv).

Im Spiegel der Literatur
red. Während die Strömung 

der Négritude im frankophonen 
Sprachraum der 1940er Jahre zur 
Politik des Panafrikanismus passte 
und die Diaspora in der Karibik 
ansprach, spannt der Postkolonia-
lismus seit den 1980er Jahren 
den Bogen von Afrika nach Indien 
und Australien. Als gemeinsames 
Scharnier formte sich dazu in der 
Gegenwart die These der Trans- 
kulturalität aus, die von stets in 
Bewegung miteinander befindli-
chen Kulturen ausgeht und Kultur 
als globales Bindeglied zwischen 
den Menschen sieht. Loimeier 
zeigt in seinem Buch die verschie-
denen Sichtweisen, Verständnis-
ebenen und unterschiedlichen 
literarischen Auffassungen auf 
und weist damit auf die Fallstri-
cke in der interkulturellen 
Begegnung hin. •

Manfred Loimaier. Literaturen aus Afrika. 
Aufbruch in ein neues Selbstbewusstsein. 
Frankfurt a.M. 2018 (Brandes & Apsel).

 Buchbesprechungen  Neue CDs

BCUC – Bantu Continua 
Uhuru Consicousness
Dass es in Südafrika schon seit 

Jahren eine der weltweit grössten 
House Musikszenen gibt, ist 
bekannt. Und mit Kwaito entstand 
schon vor einiger Zeit eine neue 
elektrisierte südafrikanische 
Musik.

Nun veröffentlichten Bantu 
Continua Uhuru Consciousness  
(BCUC) aus Soweto ihr neues 
Album The Healing. Die sieben 
Musiker und Musikerinnen von 
BCUC sagen, dass sie Musik für 
das Volk, aus dem Volk und mit 
dem Volk machen. In diesem 
Sound, produziert mit viel 
Energie und Handarbeit, spürt 
man den Einfluss elektronischer 
Musik – eine grosse Dynamik, 
hypnotisierende Grooves, 
eindringliche (Sprech-)Gesänge 
mit sich strikt durchziehenden 
Basslinien und gekonnter 
Perkussion. Dazu kommt ein 
besonderer Sog.  
Moderne, radikale Tanzmusik, 
fast ohne Ende. Ein bemerkens-
wertes Zusammenspiel von Bass, 
verschiedenen Perkussionsins- 
trumenten und repetitiven 

Gesängen. Es scheint, als würden 
die Backing-Sängerinnen und 
Sänger direkt auf die Texte von 
Frontmann Zithulele «Jovi» 
Zabani Nkosi antworten.

Eine Musik, die nicht kalt lässt, 
bei der sich mit jedem weiteren 
Zuhören etwas Neues entdecken 
lässt. Eine vordergründige Ein- 
fachheit entpuppt sich schluss-
endlich als höchst komplexes 
Werk. Drei Stücke sind auf 
Healing veröffentlicht, zwei 
davon dauern über sechzehn 
Minuten und geben der Musik so 
auch genügend Raum und 
Wirkung.

Dazu sind passende Gast-
interventionen zu hören. Auf 
Isivunguvungu gibt der afroameri-
kanische Jazz-Lyriker und Rapper 
Saul Williams einen radikalen 
Wortbeitrag; auf Sikhulekile 
dringt dann der nigerianische 
Afrobeat-Meister Femi Kuti mit 
seinem Saxophon subtil in den 
BCUC-Sound ein.

Auch das Cover kann sich 
sehen lassen. Es ist inspiriert von 
einem südafrikanischen Wider-
standsplakat der 1980er Jahre. •

Die Besprechung
verfasste Pius Frey.
Bezugsadresse für CDs:
Buchhandlung
Comedia,
Katharinengasse 20,
9004 St. Gallen.
medien@comedia-sg.ch.
www.comedia-sg.ch,
mit umfassendem
Angebot aktueller CDs 
mit Musik aus Afrika.
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BCUC Bantu Continua Uhuru 
Consciousness: The Healing. 
3 Tracks. 40 Min.  



Afriqu’à midi zum Thema Migration
Emmanuel Mbolela musste aus politischen Gründen 

seine Heimat Kongo-Kinshasa verlassen und erlebte 
eine mehrjährige Odyssee – eine Erfahrung die er mit 
unzähligen Menschen vom afrikanischen Kontinent teilt, 
und die er 2014 in seinem viel beachteten Buch «Mein 
Weg vom Kongo nach Europa, Zwischen Widerstand, 
Flucht und Exil» verarbeitet hat. Während vier Jahren 
war er in Marokko blockiert und gründete zusammen 
mit Schicksalsgenossen und -genossinnen die Associa-
tion des Refugi-é-s et Communautés Migrantes (ARCOM), 
der heute wohl aktivsten NGO in diesem Bereich in Ma- 
rokko. Die Gruppe setzte sich gegen Abschiebungen in 
das marokkanisch-algerische Grenzgebiet, Polizeige-
walt, die Externalisierung des EU-Grenzregimes sowie 

gegen die Passivität des UNHCR ein und führte Kampa-
gnen für den Zugang zur Gesundheitsversorgung und 
für die Legalisierung von Papierlosen. Die Nichtregie-
rungsorganisation brachte die Stimme der Illegalisier-
ten in den öffentlichen Diskurs – auch in Europa. An 
unserer Mittagsveranstaltung gibt Mbolela eine Innen-
sicht auf die Migration und berichtet aus seiner Arbeit, 
insbesondere über das 2015 von der ARCOM in Rabat 
eröffnete Frauenhaus für subsaharische Migrantinnen, 
die auf der Flucht von Gewalt betroffen waren.� •

Datum und Zeit:	 6. November 2019  
	 12.15 – 13.45 Uhr 
Ort:	 Rheinsprung 21, Basel  
	 Raum 00.002, Erdgeschoss

Afrikanisch kochen –  
das erfolgreiche Kochbuch 
1994 erschien «Afrikanisch kochen» zum ersten Mal. 

Dem preiswerten, schon damals mit der praktischen 
Spiralbindung ausgestatteten Buch war ein durchschla- 
gender Erfolg beschieden. Rasch waren drei Auflagen 
verkauft. Kein Wunder, war damals «Afrikanisch kochen» 
doch eines der ganz wenigen Kochbücher mit Rezep-
ten köstlicher und afrikanischer Gerichte. Heute, ein 
Vierteljahrhundert nach dem erstmaligen Erscheinen 
unseres Kochbuchs, ist die Welt eine andere. Ferienrei-
sen zu afrikanischen Destinationen finden sich bei je-
dem Anbieter. Zur Küche zahlreicher afrikanischer Län-
der gibt es eine Unzahl von Kochbüchern in unter- 
schiedlicher Ausstattung. Viele Restaurants bieten afri-
kanisches Essen an.  

«Afrikanisch kochen» war während zwanzig Jahren 
vergriffen. Und trotzdem: Jahr für Jahr gelangten An-
fragen an das Afrika-Komitee, ob vielleicht doch noch 
das eine oder andere Exemplar vorrätig sei, sei es für 
einen runden Geburtstag, sei es als Erinnerung an die 
bewegte politische Zeit der Entkolonialisierung und an 
das Ende der Apartheid. 

Nun ist das Original wieder lieferbar. «Afrikanisch 
kochen» enthält eine vielfältige Sammlung von Rezep-
ten aus den verschiedensten Regionen Afrikas. Die Me- 
nüs sind leicht zuzubereiten und eröffnen den kulinari-
schen Blick auf eine andere Welt. � •
 
Afrikanisch kochen – Die 100 besten Rezepte aus Afrika. Mit einem 
Vorwort von Al Imfeld. 103 Seiten, Wettingen 2018 (Mächler Verlag).
Zu beziehen beim Afrika-Komitee für CHF 18.– (inkl. Porto). 

Oliver Mtukudzi & The Black Spirits
Am 9. Juni 1994 – vor einem Vierteljahrhundert – trat 

Oliver Mtukudzi in Basel auf. Das Afrika-Komitee schnitt 
das Konzert mit und produzierte die erste Live-CD des 
grossen Musikers. Die Songs geben ganz in zimbabwi-
scher Tradition Ratschläge zu (fast) allen Lebensfra-
gen. Die CD enthält die Knüller «Africa», «Isizato» (Der 
Grund), «Kuzabonakala» (Die Wahrheit kommt ans 
Licht) und andere Megahits, die Mtukudzi auf seinem 
Weg zum Weltmusiker begleiteten. Das Booklet enthält 
eine Auswahl von Songtexten (Shona und Englisch) 
und führt in die einzelnen Stücke ein. Eine schöne Er-
innerung an den vor kurzem Verstorbenen.� •
 
Zu beziehen beim Afrika-Komitee für CHF 27.– (zuzüglich Porto und 
Verpackung CHF 2.–).


